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(Ri) Der Hessische Städtetag ist 
die Summe seiner Mitglieder. Sein 
politisches Gewicht beruht auf der 
Vielzahl der in dem Verband orga-
nisierten Städte und Gemeinden, 
Mitglieder der Stadtverordneten-
vertretungen, Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister. Die Interessen 
von etwas über drei Millionen Bür-
gerinnen und Bürger des Landes 
Hessen sind durch den Hessischen 
Städtetag zu einem kraftvollen Ver-
band zusammengeführt.

Ein kommunaler Spitzenverband 
von  diesem  Gewicht  und  dieser 
Größe kann nicht mehr allein eh-
renamtlich geführt werden. Daher 
besteht bereits seit der Gründung 
des Verbandes  in  seiner jetzigen 
Form eine Geschäftsstelle in Wies-
baden. Diese arbeitet an den vier 
zentralen  Handlungsfeldern  des 
Verbandes:  die  Interessenvertre-
tung, die Beratung in strategisch 
bedeutsamen Fragen, die Vermitt-
lung des Erfahrungsaustausches 
zwischen den Mitgliedern und die 
Beratung in Einzelfragen. Weiter-
führende  Informationen  zu  den 
Aufgaben  und  der  Struktur  des 
Hessischen Städtetages finden Sie 
unter www.hess-staedtetag.de.

Die  Geschäftsstelle  besteht  aus 
dem  Geschäftsführendem  Direk-
tor Dr. Jürgen Dieter, dem Direktor 
Stephan Gieseler, insgesamt sechs 
Referatsleiterinnen  und  Referats-
leitern  –  Dr.  Brigitte  Baum,  Anita 

Die Geschäftsstelle des Hessischen Städtetages – 
Ansprechpartner für alle Fragen

Oegel, Michael Hofmeister, Dr. Ben 
Michael Risch, Sandra Schweitzer 
und Jürgen Ullrich  –  sowie fünf 
weiteren  Mitarbeiterinnen  –  Ste-
fanie Indorf, Ursula Klinkig, Petra 
Veith-Laurig, Jutta Weißmann und 
Gudrun Zimmer.

Aufgabe des Geschäftsführenden 
Direktors und des Direktors ist zum 
einen die Vertretung des Verbandes 
gegenüber  der  Landesregierung. 
Sie sind – neben den Mitgliedern 
des Präsidiums  –  Ansprechpart-
ner für die Regierung des Landes 
Hessen. Zum anderen sind die Di-
rektoren in zwei für die Mitglieder 
des Verbandes zentralen Themen-
feldern für alle fachlichen Fragen 
zuständig. Der Geschäftsführende 
Direktor Dr. Jürgen Dieter betreut 
das Fachgebiet der Finanzausstat-
tung der Kommunen, Direktor Ste-
phan Gieseler das Fachgebiet des 
Kommunalverfassungsrechts. 

Die Referatsleiterinnen und Refe-
ratsleiter sind jeweils für spezifi-
sche Aspekte kommunaler Inter-
essen  zuständig.  Die  Bandbreite 
der  Aufgaben  reicht  dabei  vom 

Baurecht  über  soziale  Fragestel-
lungen  bis  zu  Rechtsfragen der 
Erhebung von Gebühren und Bei-
trägen. Einen vertieften Überblick 
über die Aufgaben der einzelnen 
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter 
vermittelt  Ihnen  der  Internetauf-
tritt des Hessischen  Städtetages. 
Sie können sich dabei entweder 
die  Aufgaben  jeder  Mitarbeiterin 
und  jedes  Mitarbeiters  anzeigen 
lassen oder über ein Stichwortver-
zeichnis zielgerichtet den zustän-
digen  Ansprechpartner  ermitteln.
Das Team der Geschäftsstelle des 
Hessischen Städtetages ist damit 
Ihr erster Ansprechpartner in allen 
kommunalen Fragen. Da immer die 
jeweilige Stadt und nicht der ein-
zelne Stadtverordnete Mitglied des 
Hessischen Städtetages ist, kön-
nen wir immer dann tätig werden, 
wenn ein Auftrag der Kommune 
vorliegt. Ein Prüfauftrag kann ent-
weder  von  der Stadtverordneten-
versammlung beschlossen werden 
oder  von  der  Bürgermeisterin / 
dem Bürgermeister erteilt werden. 
Bis jetzt konnten wir alle Fragen 
unserer Mitglieder beantworten – 
und dies bleibt auch so.

Die Geschäftsstelle des Hessischen Städtetages arbeitet seit 5 Jahren im Haus der kommunalen Selbstverwaltung 

in Wiesbaden.

Dr. Jürgen Dieter, Geschäftsführender Direktor 
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(Ri) Das gesamte kommunale Haus-
haltsrecht ist nur noch bis zum 
31.12.2011 gültig. Sowohl die Hes-
sische Gemeindeordnung als auch 
die Gemeindehaushaltsverordnung 
Doppik treten zu diesem Termin au-
ßer Kraft, wenn nicht der Hessische 
Landtag eine Neufassung oder eine 
Verlängerung  der  Geltungsdauer 
beschließt. Damit ist sicher, dass in 
das kommunale Haushaltsrecht Be-

wegung kommt. Die Frage ist nur: In 
welche Richtung wird es gehen?

Nach Einschätzung der Städte, Ge-
meinden und Landkreise wäre es 
fatal, wenn der Gesetzgeber eine 
Vielzahl von Änderungen vorsehen 
würde. Viele Kommunen rechnen 
erst seit dem Jahr 2009 doppisch 
und sind gerade dabei, ihre ersten 
Erfahrungen zu vertiefen. In vielen 
Fällen sind bislang weder die Er-
öffnungsbilanz noch der erste Jah-
resabschluss geprüft – damit fehlt 
vielfach die feste Grundlage, auf der 
man Änderungen in Angriff nehmen 
könnte. Daher sollte es Ziel jeder 
Neufassung sein, nur die in der Pra-
xis aufgetretenen Probleme zu be-
seitigen, Unklarheiten auszuräumen 
und weitergehende Änderungen nur 
mit großer Zurückhaltung vorzu-
schlagen. Allerdings ist klar, dass 

Quo vadis Haushaltsrecht?

selbst diese Verbesserung im Detail 
eine intensive Vorarbeit erfordert. 

Aus diesem Grund haben einige Mit-
glieder des Hessischen Städtetages 
gemeinsam mit der Geschäftstelle 
bereits vor einem Jahr eine Arbeits-
gruppe gegründet. Diese hat beste-
hende Probleme gesammelt und 
Lösungen entworfen. Im Lauf der 
Zeit ist sie zu einer gemeinsamen Ar-
beitsgruppe aller drei kommunalen 
Spitzenverbände geworden, zu der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Kämmereien,  der  Rechnungsprü-
fungsämter, der Hessischen Hoch-
schule für Polizei und Verwaltung, der 
Geschäftsstellen und der Kommuna-
len Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmodernisierung gehörten.

Diese Expertengruppe hat insge-
samt 49 Änderungsvorschläge un-
terbreitet.  Die  vollständige  Liste 
aller Vorschläge können Sie auf der 
Internetseite des Hessischen Städ-
tetages  einsehen.  Nachfolgend 
möchten wir Sie daher nur über die 
zentralen Vorschläge informieren:

• Die Kommunen sollen wählen
 können, ob sie mit der direkten
 oder der indirekten Finanzrech-
 nung arbeiten. Es ist nicht not-
 wendig, beide Formen der Finanz-
 rechnung durchzuführen.
• Kennzahlen sind ein zentrales 
 Element der Steuerung. Sie machen
  den Haushalt für die Stadtver-
 ordneten greifbar. Die Arbeits-
 gruppe ist der Ansicht, dass aus-
 sagelose Kennzahlen vermieden 
 werden sollten; daher sollen Kenn-
 zahlen nur für wesentliche Teilhaus-
 halte vorgeschrieben sein.
• Die derzeitige Form des Haus-
 haltsausgleichs hat sich nicht  be-
 währt. Daher schlägt die Arbeits-
 gruppe vor, ihn neu zu strukturieren.
 Zukünftig soll das Muster  7a die
 Ergebnisverwendung  auf  einem

  Blatt zusammenfassen. Muster
 14 a soll dagegen einen schnellen
 Blick auf den Haushaltsausgleich
 bieten. Damit erhöht sich die Trans-
 parenz der Darstellung erheblich.

Der Finanzausschuss des Hessi-
schen Städtetages hat die Ergebnis-
se der gemeinsamen Arbeitsgruppe 
beschlossen. Damit steht einer ge-
meinsamen Position aller drei Spit-
zenverbände zumindest von Seiten 
des Hessischen Städtetages nichts 
mehr im Weg. Darüber hinaus hat 
er drei Beschlüsse gefällt, die die 
Handhabbarkeit  des  Haushalts-
rechts weiter verbessern sollen:

• Die Kommunen ohne eigenes 
 Rechnungsprüfungsamt sollen zu- 
 künftig die Wahl haben, ob sie
  sich weiterhin vom Rechnungs-
 prüfungsamt  des  Landkreises 
 prüfen lassen, ein gemeinsames
  Prüfungsamt mit einer anderen 
 Kommune  errichten  oder  einen
  Wirtschaftsprüfer  beauftragen.
  Diese Änderung bringt ein wenig 
 Wettbewerb in diesen Bereich.
• Kommunen soll es möglich sein, 
 erwartete zukünftige Einnahme-
 verluste im Haushalt darzustellen.
 Wenn  etwa  das  Bundesverfas-
 sungsgericht eine Regelung des
  Einkommenssteuerrechts für ver-
 fassungswidrig erklärt, trifft dies
  zeitverzögert die Kommunen.
• Schließlich fordert der Finanzaus-
 schuss, dass nur größere Kom-
 gungen einen Gesamtabschluss
  erstellen müssen. Bei kleineren
 Kommunen, die nur über wenige
 Beteiligungen verfügen, steht der
  Aufwand in keinem vernünftigen 
 Verhältnis  zum  Informations-
 gewinn.

Finanzen

Die AG Doppik: Juliane Schmertmann  (Wiesbaden), Dieter Kröckel 

(Lahn-Dill-Kreis), Hans-Dieter Wieden (Frankfurt a. M.), Peter Imhoff 

(Rheingau-Taunus-Kreis) und Jutta Bott (Stadt Kassel)
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(Di) Für das Jahr 2010 weist das Sta-
tistische Bundesamt einen Finanzie-
rungsdefizit für Hessens Kommu-
nen von mehr als 2,649 Mrd. Euro 
aus. Bundesweit – ohne Stadtstaa-
ten – beträgt das kommunale Finan-
zierungsdefizit 7,716 Mrd. Euro.

Die hessische Kommunen weisen 
im vergangenen Rechnungsjahr 
2010 das höchste Finanzierungs-
defizit im Vergleich aller Bundes-
länder  aus.  Dieses  nachstehend 
noch  detaillierter  dargestellte  Er-
gebnis  folgt  aus  den  Daten  des 
Statistischen Bundesamtes.

Danach klafft zwischen den berei-
nigten Einnahmen der hessischen 
Kommunen  (14,2563 Mrd. Euro) 
und  den  bereinigten  Ausgaben 
(16,9055 Mrd. Euro) einschließlich 
eines Saldos der haushaltstechni-
schen Verrechnungen ein Defizit
von 2,6493 Mrd. Euro. Damit weisen

Hessens Kommunen haben 2010 
das höchste Finanzierungsdefizit bundesweit

Hessens Kommunen am bundes-
weiten kommunalen Defizit 2010 ei-
nen Anteil von über 34 Prozent aus! 
Dieser negative Finanzierungssaldo 
aller deutschen Kommunen beläuft 
sich im Jahr 2010 – ohne Stadtstaa-
ten – auf 7,716 Mrd. Euro.

Selbst in absoluten Zahlen müssen 
Hessens Kommunen das höchste 
Finanzierungsdefizit ertragen. Sie 
liegen mit ihrem Finanzierungsdefi-
zit von 2,643 Mrd. Euro noch vor den 
nordrhein-westfälischen  Kommu-
nen, die „nur“ einen Negativsaldo 
von 2,381 Mrd. verkraften müssen.

Obwohl bei den hessischen Kommu-
nen im Vergleich der Jahre 2009 zu 
2010 die Steuereinnahmen netto um 
2,5 Prozent auf 6,456 Mrd. Euro und 
das Aufkommen an Gebühren und 
Beiträgen um 5,7 Prozent auf 1,463 
Mrd. Euro gestiegen sind, sinken laut 
Statistischem  Bundesamt  die  Ein-

nahmen um 2,3 Prozent. Dies liegt 
zuerst daran, dass die Schlüsselzu-
weisungen um 20,4 Prozent auf gut 
1,406 Mrd. Euro und die Zuweisun-
gen des Landes für Investitionen um 
21,6 Prozent auf knapp 0,423 Mrd. 
Euro gesunken sind.

Weitere Informationen zu diesem 
Thema  finden  Sie  auf  unserer 
Internetseite  www.hess-staedte-
tag.de  unter  dem  Suchwort  „Fi-
nanzierungsdefizit“.
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(Di) Die Mai-Steuerschätzung lässt 
allenthalben steigende Steuern er-
warten, gerade auch im Bereich der 
Einkommensteuer. Bisher ein Prob-
lem:  die Entwicklung der kommuna-
len Einkommensteueranteile in Hes-
sen. Auch im I. Quartal 2011 steigt 
der Anteil nach seinem Tiefstand im 
III. Quartal 2010 nicht entscheidend 
an.

Das Hessische Ministerium der Fi-
nanzen hat über die Höhe der Ge-
meindeanteile an der Umsatzsteuer,
der Einkommensteuer und des Kom-
pensationsbetrages für den Familien-
lastenausgleich im I. Quartal 2011 

Kommunen weiterhin mit viel zu geringer Einkommensteuer
informiert (siehe auch nachstehende
Tabelle und Grafik).

Der kommunale Anteil an der Ein-
kommensteuer bleibt flau. Er liegt 
weiterhin hinter den Ergebnissen der 
Vergleichsquartale I/2007, I/2008,
I/2009 und I/2010. Wir müssen bis 
nach 2006 zurückschauen, um einen
schlechteren Ertrag in einem  I. Quartal
zu entdecken.

Suchen wir einen Lichtblick, finden 
wir ein kleines Lämplein: Immerhin ist 
der Einkommensteueranteil erstmals 
seit 2008 im I. Quartal höher gewe-
sen als im IV. Quartal des Vorjahres. 

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer     621.320.057,68 €
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer                     89.113.607,09 €
Anteil an der Kompensation Familienlastenausgleich 40.473.102,25 €

Optimisten mögen darin einen guten 
Vorboten für das Einkommensteuer-
ertragsjahr 2011 erkennen.

Auf Grundlage der Daten aus dem Fi-
nanzministerium hat der Hessische
Städtetag eine Grafik entwickelt. Sie
zeigt deutlich die schlechte Entwick-
lung des kommunalen Einkommen-
steueranteils seit Mitte des vorigen 
Jahrzehnts.
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(Di) „Der Hessische Landtag ist ge-
fordert,  die Fehlbelegungsabgabe 
zu erhalten.“Damit beschreibt der 
Geschäftsführende  Direktor  des 
Hessischen Städtetages Dr. Jürgen 
Dieter die Position des Verbandes 
zur  aktuellen  Diskussion  um  die 
Fehlbelegungsabgabe. „Wir haben 
unsere Haltung dem Land gegen-
über in den vergangenen Monaten 
unmissverständlich dargelegt“.

Landtag soll Fehlbelegungsabgabe erhalten

Die sog. Fehlbelegungsabgabe zah-
len Mieter in Wohnungen, die aus 
sozialen Gründen mit öffentlichem 
Geld gefördert werden, wenn sie ein 
zu hohes Einkommen haben und 
eigentlich gar nicht mehr in den Ge-
nuss öffentlich geförderten Wohn-
raums  kommen  sollten.  Denn  nur 
solche  Personen  sollen  gefördert 
werden, die der Hilfe der Gemein-
schaft wirklich bedürfen.

Das Land hat es jetzt in der Hand,
diese Fehlbelegungsabgabe zu er-
halten. Es müsste nur die Geltungs-
dauer des Hessischen Gesetzes zum 
Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen verlängern.   Andern-
falls tritt das Gesetz mit dem 30. Juni 
dieses Jahres außer Kraft. 

Fällt die Abgabe weg, werden die
Städte dafür auch keine Zins- und

Tilgungsrückflüsse mehr erhalten, 
die sie für den Bau weiterer öffentlich 
geförderter  Mietwohnungen    oder 
Belegrechte  an  Wohnungen  ver-
wenden können.

Dieter weist darauf hin, dass es gera-
de im Ballungsraum ein besonderes 
Problem finanziell nicht gut gestell-
ter Bürger sei, am Markt bezahlba-
ren Wohnraum zu finden. Das Defizit 
an preisgünstigem Wohnraum an-
gesichts auslaufender Bindungen 
in der sozialen Wohnraumförderung 
steige immer noch weiter an.

Die zuweilen beschworene Gefahr, 
wegen der Fehlbelegungsabgabe 
würden zahlreiche gut verdienende 
Mieter ihre Sozialwohnungen ver-
lassen und somit ein „Ghetto“ hin-
terlassen, sieht Dieter nicht. 

Soziales 
und 
Integration

Fo
to

: M
ic

ha
el

 H
op

pe
, F

ot
ol

ia

(Hm) Da sind sie, die ersten Auswir-
kungen  der  Schuldenbremse.
Zweifellos muss gespart werden, 
aber ausgerechnet im Bereich Qua-
lifizierung von jungen Menschen? 
Im April waren rund 17.000 junge 
Menschen zwischen 15 und 25 Jah-
ren arbeitslos gemeldet. Im Ausbil-
dungspakt für die Jahre 2010 bis 
2012 haben sich die Paktpartner 
aus Wirtschaft und Staat gerade vor 
einem Jahr darauf verständigt, alles 
zu unternehmen, dass junge Men-
schen einen Ausbildungsplatz und 
damit eine Perspektive für ihr weite-
res Leben bekommen.

Da schlagen die Kürzungen des Lan-
des wie ein Blitz ein: Das Land Hes-
sen hat den kreisfreien Städten und 
Landkreisen im April 2011 mitgeteilt, 

Überraschende Kürzungen des Landes 
im Ausbildungsbudget inakzeptabel

dass die im Dezember 2010 ange-
kündigte Höhe des Ausbildungsbud-
gets nicht im vollen Umfang ein-
gelöst werden kann. Grund sei die
Haushaltskonsolidierung. Sie lässt
ausschließlich eine Verausgabung
von 60 % der Verpflichtungsermächti-
gungen für die Jahre 2012 bis 2015
zu. Damit stehen zwar weiterhin
insgesamt 10.380.000 Euro zur Ver-
fügung.  Allerdings  haben  sich
Städte und Landkreise nach der In-
aussichtstellung der Mittel in Höhe 
von mehr als 17 Mio. Euro längst auf 
den Weg gemacht, entsprechende 
Mittel zur Kofinanzierung bereitge-
stellt, Zielvereinbarungen und Strat-
egien  abgestimmt,  die  kostenträch-
tigen  und  vom  Land  vorgegebenen
Vergabeverfahren  eingeleitet,  Pla-
nungen vorangetrieben etc. Wieder

einmal sind die Städte Ausfallbürgen 
für die Ankündigungen des Landes.
Die kommunalen Spitzenverbände 
in Hessen haben die überraschen-
den Kürzungen des Landes im Aus-
bildungsbudget scharf kritisiert und 
vor der Verschiebung von Problemen
in die Zukunft gewarnt: Unqualifizierte
Menschen sind potentielle Sozialhil-
feempfänger von morgen. 

Zwar bleiben die Mittel in Höhe von
neun  Mio.  Euro  für  das  Arbeits-
marktbudget  im  vollen  Umfang  er-
halten. Bekanntlich ist es aber die feh-
lende Qualifizierung, die gerade junge 
Menschen in hohem Maße in die Ar-
beitslosigkeit führt.

 F
o

to
: 

m
.s

c
h

u
c

k
a

rt
, 

F
o

to
lia

6É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 5/2011

(Hm) Das  Bundeskabinett  hat  am 
16.3.2011 das von Bundesfamilien-
ministern Kristina Schröder vorge-
legte neue Bundeskinderschutzge-
setz beschlossen. Nur wenige Re-
gelungen stoßen auf Zustimmung 
in Hessens Städten: Das neue Ge-
setz zeichnet einen rechtssicheren 
Weg, wie beispielsweise Ärzte das 
Jugendamt über Verdachtsfälle in-
formieren können, ohne sich straf-
bar zu machen. Das Bundeskinder-
schutzgesetz stellt nämlich sicher, 
dass Berufsgeheimnisträger nicht 
durch ihre Schweigepflicht davon 
abgehalten werden, eine Mittei-
lung an das Jugendamt zu machen, 
wenn dies zum Schutz des Kindes 
erforderlich ist. Darüber hinaus wird 
sichergestellt, dass bei Umzug der 
Familie das neu zuständige Jugend-
amt die notwendigen Informationen 
vom bisher zuständigen Jugendamt 
bekommt, die es braucht, um das 
Kind wirksam zu schützen. 

Kostenintensive neue Standards
In zahlreichen Regelungen werden 
jedoch neue Verfahrens- und Perso-
nalstandards gesetzt, die insbeson-
dere an die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe gerichtet sind. 
Zudem  werden  die  Aufsichts-  und 
Kontrollpflichten  der  Jugendämter 
erweitert. Durch die nunmehr konsti-
tutiven Bestimmungen im jeweiligen 
Landesrecht werden die örtlichen 
Träger  der  öffentlichen  Jugendhil-
fe mit neuen Aufgaben betraut. Die 
Bundesländer trifft daher die Pflicht 
die Kostenfolgen der neuen Aufgaben 
über die verfassungsrechtlichen Kon-
nexitätsregelungen auszugleichen. 

Es ist zu befürchten, dass es auch 
diesmal die Länder wieder versäumen 
werden,  rechtzeitig  an  die  Kosten-
ausgleichpflicht des Bundes zu erin-

Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes kostet Millionen

nern und es wieder die Kommunen 
sein werden, die über Kommissio-
nen und Klagen die Durchsetzung 
des  Konnexitätsprinzips  erstreiten 
müssen. 

Wesentliche Inhalte des Bundes-
kinderschutzgesetzes
Die wichtigsten Punkte des Gesetzes 
sind:

• Verbindliche  Standards  in  der 
 Kinder- und Jugendhilfe 
• Ausbau des Einsatzes von Fami-
 lienhebammen
• Verhinderung  des  „Jugendamt-
 Hopping“
• Ausschluss  einschlägig  Vorbe-
 strafter  von  Tätigkeiten  in  der 
 Kinder- und Jugendhilfe
• Regelung  zum  Hausbesuch
• Befugnisnorm für Berufsgeheim-
 nisträger
• Frühe  Hilfen  und  verlässliche
 Netzwerke  schon  für  werdende
 Eltern

Der Hessische Städtetag hat in ei-
ner  umfassenden  Stellungnahme 
gegenüber Bund und Land auf die 
erheblichen Umsetzungsschwierig-
keiten, den voraussehbaren Aufbau 
von  Doppelstrukturen,  vor  allem 
aber auf die immense Kostenbelas-
tung hingewiesen. Die hessischen 
Städte  haben  seit  Jahren  in  den 
Bereichen Kinderschutz und Frühe 
Hilfen Netzwerke und Schutznetze 
aufgebaut.

Land muss die Kommunen vor 
Kostenlawine des Bundes be-
wahren
Von den seitens des Bundesfami-
lienministeriums bezifferten Mehr-
kosten in Höhe von 122 Mio. Euro 
jährlich wird der Bund ausschließlich 
für die Etablierung der sog. Famili-

enhebammen und hierfür nur zeit-
lich befristet auf vier Jahre 30 Mio. 
Euro pro Jahr zur Verfügung stellen. 
Neben der Frage der Auskömmlich-
keit dieser Mittel steht hier zu be-
fürchten, dass nach Auslaufen der 
befristeten Bundesfinanzierung eine 
kommunale Verstetigung erwartet 
wird und damit letztlich Erwartungen 
geweckt werden, die nicht finanzier-
bar sind. 

Aus kommunaler Sicht ist an dieser 
Stelle eine dauerhafte Finanzierung 
seitens des Bundes, alternativ sei-
tens der Länder, dringend erforder-
lich. Der Hessische Städtetag hat 
deswegen das Land Hessen auf-
gefordert, beim Bund für einen ent-
sprechenden Kostenausgleich zu 
kämpfen, alternativ selbst originäre 
Landesmittel bereitzustellen. Ohne 
Zweifel darf die Gesellschaft eines 
Staates ihre Kinder nicht vergessen 
und sollte Schutznetze für Notfälle 
bereit halten. 

Nicht vergessen werden sollte aber 
auch,  dass  nach  der  Verfassung 
der  Bundesrepublik  Deutschland 
die Eltern eines Kindes die vorran-
gige Verantwortung für das Wohl 
ihrer Schützlinge tragen und notfalls 
auch in dieselbe genommen werden 
müssen. 
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(Hm) Das Gesetz zur Ermittlung von 
Regelbedarfen und zur Änderung des 
Zweiten und Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch ist veröffentlicht wor-
den. Hiermit werden die Regelsätze 
neu berechnet und damit das Urteil 
des  Bundesverfassungsgerichts 
vom 9. Februar 2010  –  1 BvL 1/09 
– umgesetzt. Die Summe der regel-
bedarfsrelevanten Verbrauchsaus-
gaben der Einpersonenhaushalte 
beträgt 361,81 Euro. Die Summe der 
regelbedarfsrelevanten Verbrauchs-
ausgaben, die im Familienhaushalt 
Kindern  und  Jugendlichen  zuge-
rechnet werden, beträgt für Kinder 
bis zur Vollendung des sechsten 
Lebensjahres  211,69  Euro,  vom 
Beginn des siebten bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres 240,32 
Euro und für Jugendliche vom Be-
ginn des 15. bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres 273,62 Euro. Des 
Weiteren werden die Bildungs- und 
Teilhabeleistungen für Kinder und 
Jugendliche  neu  eingeführt.  Das 
Bildungs- und Teilhabepaket ist seit 
dem 30.3.2011 rückwirkend zum 
1.1.2011 in Kraft getreten. Die übri-
gen Regelungen traten am 1.4.2011 
ebenfalls rückwirkend zum 1.1.2011 
in Kraft. 

Durch die Leistungen des Bildungs- 
und  Teilhabepakets  sollen  Kinder 
und  Jugendliche  aus  Familien  mit 
geringem Einkommen gefördert und 
unterstützt werden. Es ist das „Hin-
wirkungsgebot“  zu  beachten.  Da-
nach wirken die Leistungsträger dar-

Bildungs- und Teilhabepaket für bedürftige Kinder in Kraft

auf hin, dass Kinder und Jugendliche 
Zugang zu geeigneten vorhandenen 
Angeboten  der  gesellschaftlichen 
Teilhabe erhalten. Sie sollen die Eltern 
unterstützen und in geeigneter Weise 
dazu beitragen, dass Kinder und Ju-
gendliche Leistungen für Bildung und 
Teilhabe möglichst in Anspruch neh-
men (§ 4 Abs. 2 Satz 2 und 4 SGB II). 
In diesem Sinne sollen Kinder und El-
tern motiviert werden, Anträge (auch 
Folgeanträge) für ihre Kinder zu stel-
len, um tatsächlich in den Genuss der 
Leistungen des Bildungs- und Teilha-
bepaketes zu gelangen. 

Antragsberechtigt sind Kinder und 
Jugendliche, die
• noch keine 25 Jahre alt sind bzw. 
 im Fall sportlicher, kultureller und 
 sozialer Angebote noch keine 18
 Jahre alt sind

• in  einer  Tageseinrichtung  für 
 Kinder oder  in  Kindertages-
 pflege betreut werden,
• eine allgemeinbildende oder be-
 rufsbildende Schule (nicht: Be-
 rufsschule mit Bezug von Aus-
 bildungsvergütung)  besuchen 
 und 
• keine Ausbildungsvergütung er-
 halten.

Das Bildungs-  und  Teilhabepaket 
umfasst  sechs  Anspruchskompo-
nenten:

1. (Schul-)Ausflüge / (Klassen-)
 Fahrten
2. Schulbedarfspaket
3. Schülerbeförderung
4. Lernförderung
5. Mittagsverpflegung
6. Soziale und kulturelle Teilhabe
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 Studien 
 Gutachten 

 Beratung 

 Planung 

 Bauüberwachung 

 Projektsteuerung 

 Baumediation 

 Baukoordination 
 für Arbeitssicherheit 
 und Gesundheitsschutz 

An den drei Weiden 22  65207 Wiesbaden 
Telefon (06122) 9105-0  Telefax (06122) 9105-55 
E-Mail: stecha@iwt-wi.de  Internet: www.iwt-wi.de
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(Oe) Der Schul- und Kulturausschuss 
des Hessischen Städtetages hat An-
fang Mai unter dem Vorsitz der Frank-
furter Bürgermeisterin Jutta Ebeling 
die den Kommunen im Schulgesetz 
der Landesregierung zugewiesene 
Rolle „bezahlen und zusehen“ scharf 
kritisiert:

„Es kann nicht angehen, dass die 
Schulträger Schulen schön herzu-
richten haben, möglichst viel Per-
sonal anstellen sollen, um den Tisch
fein  zu  decken,  ansonsten  aber 
stumm vor der Tür stehen bleiben 
sollen, während das Land den Ton 
angibt“ so Ebeling. 

„Das Land will im Schulbereich das 
Geld der Kommunen, insbeson-
dere bei der Selbstständigkeit von 
Schulen durch ein gemeinsames 
Budget oder den ganztägig arbei-
tenden Schulen. Es will aber nicht 
auf die Gestaltungskraft der Städte 
und Gemeinden setzen, die in an-
deren Politikfeldern durchaus ge-

Städtetag rügt Rolle „bezahlen und zusehen“

fragt sei“, ergänzte der Geschäfts-
führende Direktor des Hessischen 
Städtetages Dr. Jürgen Dieter.

Der Schul- und Kulturausschuss 
hat es deshalb auch abgelehnt, eine
vom Kultusministerium vorgelegte 
Grundsatzvereinbarung zur Selbst-
ständigen Schule zu unterzeich-
nen. Zwar halte man an der Selbst-
ständigen Schule als richtigem Ziel 
fest, solange aber elementare fi-
nanzielle und organisatorische Fra-
gen der kommunalen Schulträger
nicht geregelt seien, könne der 
Städtetag keine Grundsatzverein-
barung unterzeichnen. Erneut stehe
zu befürchten, dass auf Landes-
ebene ungeregelte Fragen in der 
Umsetzung finanziell dann vor Ort 
von den kommunalen Schulträgern 
zu schultern sind.

Bei vielen Entscheidungen, die Schule
betreffen, ist im aktuellen Schulge-
setz nur das Benehmen und nicht 
das Einvernehmen mit dem Schult-

räger zu suchen. Als Beispiel nann-
te der Städtetag die Einstellung der 
Schulleitung,  die  Schulgebäude
und zugewiesene  Haushaltsmittel
des  Schulträgers  verwaltet  oder 
gegenüber Verwaltungs- und Haus-
personal als Vorgesetzter weisungs-
befugt ist.

Aus Sicht des Hessischen Städte-
tages ist vor dem Hintergrund der 
Ausweitung der Ganztagsschulan-
gebote und der Rhythmisierung des 
Unterrichts außerdem unerlässlich, 
die Arbeitszeit der Lehrkräfte von 
der Pflichtstundenverordnung, die 
sich  am  althergebrachten  Halb-
tagsschulmodell orientiert, auf zeit-
liche Pflichtanwesenheit umzustel-
len. Nur bei verlässlicher Anwesen-
heit der Lehrkräfte lassen sich ge-
meinsame Projekte und Angebote 
von Lehrkräften mit Beschäftigten 
des Schulträgers zeitlich aufeinan-
der abstimmen, so Bürgermeisterin 
Ebeling für den Hessischen Städte-
tag. 

Bildung, 
Kinder 
und Jugend

Der Schul- und Kulturausschuss tagte nach der Kommunalwahl zum letzten Mal in „alter“ Besetzung: Anita Oegel (HStT), die Stadträte 
Paul-Gerhard Weiß (Offenbach), Dr. Ralf-Rainer Piesold (Hanau), Rose-Lore Scholz (Wiesbaden) und Dr. Kerstin Weinbach (Marburg), 
Dr. Jürgen Dieter (HStT), Bürgermeisterin Jutta Ebeling (Frankfurt), Stadtrat Dr. Dierk Molter (Darmstadt), Stadträtin Anne Janz (Kassel), die 
Bürgermeister Dr. Wolfgang Dippel (Fulda) und Jo Dreiseitel (Rüsselsheim) sowie Stadtrat Harald Scherer (Gießen)  
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Großaufgebot der Feuerwehr 
im Haus der kommunalen Selbstverwaltung

(Ri) Am 10.5.2011 waren insgesamt 
70 Angehörige der freiwilligen Feu-
erwehr und der Berufsfeuerwehren 
im Haus der kommunalen Selbst-
verwaltung im Einsatz. Allerdings 
benötigten sie weder Blaulicht 
noch Wasser oder schweres Gerät. 
Ziel des „Einsatzes“ waren vielmehr 
die beiden Satzungsmuster für eine 
Feuerwehrgebührensatzung und 
eine Feuerwehrsatzung. 

Da beide Satzungen – über die 
Neufassung berichteten wir in der 
letzten Ausgabe der „Informationen 
Hessischer Städtetag“ – sehr viele 
neue Elemente umfassen, hatte die 
Geschäftstelle die Feuerwehren 
und die zuständigen Verwaltungs-
mitarbeiter und Verwaltungsmitar-
beiterinnen zu einer Vorstellung der 
neuen Satzungsmuster eingeladen. 

Nachdem Dr. Jürgen Dieter als ge-
schäftsführender Direktor die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in den 
Räumen des Hessischen Städteta-
ges begrüßte, erläuterte Dr. Ben Mi-
chael Risch beide Satzungsmuster 
und stellte insbesondere die Punk-
te vertieft dar, um die bereits in der 
Arbeitsgruppe intensiv gerungen 
wurde.  Den eigentlichen Schwer-
punkt der Informationsveranstal-
tung bildeten jedoch die Fragen 

zu den beiden Satzungsmustern. 
Zahlreiche Angehörige der Feuer-
wehr nutzten die Gelegenheit, zu 
einzelnen Punkten nachzufragen 
oder auch den einen oder anderen 
Hinweis zu geben. 

Damit haben wir das Ziel der Ver-
anstaltung, die Satzungsmuster zu 
erklären, aber zugleich auch Anre-
gungen aus allen Mitgliedstädten 
mitzunehmen, erreicht. Schließlich 
sind die Satzungsmuster keine Vor-
schriften, die umgesetzt werden 
müssen, sondern rechtlich durch-
dachte und geprüfte Vorschläge, 
die durchaus an die Besonderhei-
ten vor Ort angepasst werden kön-
nen. Jede andere Herangehenswei-
se würde dem Verfassungsprinzip 
der kommunalen Selbstverwaltung 
nicht entsprechen.

Recht, 
Personal 
und 
Ordnung
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(Sw) Der Hessische Städtetag in-
formiert auf seiner Internetseite über
den Hessischen Energiegipfel und die 
vier gebildeten Arbeitsgruppen. In den
Arbeitsgruppen zu den Themen Ener-

Energiegipfel auf der Internetseite 
des Hessischen Städtetages

giemix,  Energieeffizienz-  und Ener-
gieeinsparpotentiale,  Energieinfra-
struktur und Akzeptanz einer verän-
derten  Energiepolitik  soll  geklärt 
werden,  auf  welche  gemeinsame 
Faktengrundlage sich die Beteiligten 
verständigen  können  und  welche 
Handlungsmöglichkeiten sich daraus 
ableiten lassen. 

Erste Ergebnisse werden die Arbeits-
gruppen voraussichtlich am 24. Mai 
2011 anlässlich des zweiten Energie-
gipfels präsentieren.

Der Hessische Städtetag ist in den 
jeweiligen Arbeitsgruppen vertreten. 
Die Verantwortlichen  des  Energie-

gipfels haben zudem den Geschäfts-
führenden Direktor Dr. Jürgen Dieter 
gemeinsam  mit  dem  Hessischen 
Minister  für  Justiz  und  Integration 
Jörg-Uwe Hahn zum Moderator der 
Arbeitsgruppe IV „Gesellschaftliche 
Akzeptanz einer veränderten Ener-
giepolitik in Hessen“ bestimmt.

Alle  Mitglieder  können  sich  über 
Termine und Ergebnisse der Arbeits-
gruppen sowie Beiträge der Arbeits-
gruppenvertreter auf unserer Inter-
netseite  www.hess-staedtetag.de 
im Schwerpunktbereich „Wirtschaft 
und Verkehr“ oder über die Such-
funktion unter dem Stichwort „Ener-
giegipfel“.
 

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Breitbandausbau auf dem Land – 
mehr als nur ein Konjunkturprogramm
Mit dem flächendeckenden Ausbau von Breitbandverbindungen nimmt 
der Odenwaldkreis eine Vorreiterrolle ein – mit Modellcharakter auch für 
andere ländliche Regionen.

Von Jürgen Walther

Die gute Nachricht ist noch recht 
neu: Die Datenautobahn kommt in 
den Odenwald mit Übertragungsge-
schwindigkeiten bis zu 50 Megabit 
pro Sekunde.

Unter Federführung der Odenwald-
Regional-Gesellschaft mbH (OREG) 
ist es gelungen, ein beachtliches wie 
fortschrittliches Projekt auf die Bei-
ne zu stellen. Die OREG mbH ist die 
Gesellschaft für Wirtschaftsförde-
rung des Odenwaldkreises. 

Eine ausreichende Breitbandver-
sorgung stellt die wesentlichen wirt-
schaftlichen und sozialen Bestand-
teile der Infrastruktur dar, die als 
Wettbewerbs- und Standortfaktoren 
einer Region gelten. Der Odenwald-
kreis hat einen Waldanteil von na-
hezu 60 Prozent seiner Fläche. Die 
Bevölkerung von 97.502 Personen 
verteilt sich auf 15 Städte und Ge-
meinden und deren 98 Ortsteile. Das 
bedeutet eine Bevölkerungsdichte 
von 156 Einwohnern pro qkm. 

Planungsziele
Nach der Umsetzung des Projek-
tes und dem Aufbau des kommu-
nal  getragenen  Breitbandnetzes 
kehrt sich die Versorgungslage um. 
Nahezu 100 Prozent der Anschlüs-
se  werden  mit  einer  Datenüber-
tragungsrate von bis zu 50 Mbit/s 
erreichbar sein. Das Projekt gilt als 
zukunftsorientiert, da auf der Ba-
sis von Glasfasern strukturiert und 
in weiteren Ausbaustufen mit dem 
prognostizierten steigenden Daten-
volumen vereinbar. In einer ersten 
Ausbaustufe wird bis Ende 2011 in 
allen Städten und Gemeinden des 
Kreises ein flächendeckendes Glas-

fasernetz zur Verfügung stehen. Das 
geplante Netz wird eine Länge von 
300 Kilometer haben. 

Organisation und Koordination
Um die Pläne zügig voranzubringen 
wurde im Odenwaldkreis ein Sanie-
rungsplan erstellt, der mit allen abge-
stimmt ist, die Straßenbau- und oder 
Tiefbauarbeiten durchführen. Dazu 
gehören die städtischen Bauämter 
wie das Kreisbauamt, das Amt für 
Straßen- und Verkehrswesen sowie 
der Energieversorger vor Ort. 

Nicht ohne Grund ist das Projekt von 
der  Hessischen  Landesregierung 
als Projekt mit Modellcharakter zur 
Erschließung ländlicher Räume mit 
Breitbandversorgung  bezeichnet 
worden. Modellhaft ist auch, dass 
das Projekt ohne Fördergelder und 
Zuschüsse auskommt. Die Gesamt-
kosten betragen rund 20 Millionen 
Euro, unterstützt durch eine achtzig-
prozentige Bürgschaftszusage des 
Landes Hessen. Finanziert wird das 
Vorhaben durch die beiden regio-
nalen Banken Volksbank Odenwald 
eG und Sparkasse Odenwaldkreis.

Das gesamte Netz wird nach dem 
Bau an einen Netzbetreiber vermie-
tet. Einnahmen zur Projektfinanzie-
rung  werden  durch  diese  Vermie-
tung generiert. 

Anforderungen und Möglichkeiten
Das Thema Breitband wird sich 
auf alle Bereiche des Lebens aus-
wirken. Dies sind u. a. Bildung und 
Forschung, Verwaltung und Politik, 
Bürger, Umwelt und Energie sowie 
die Bereiche Immobilien, Wirtschaft, 
Gesundheit und Pflege sowie die 

öffentliche Sicherheit. Mit dem Vor-
haben werden rund hunderttausend 
Einwohner in 44.300 Haushalten mit 
37 Schulstandorten, 51 Kindergär-
ten und rund 3.000 Unternehmen 
und Freiberufler in 15 Städten und 
Gemeinden versorgt.

Ziel
Das Ziel des Breitbandausbaus ist 
es, die zu erstellenden Kabelnetze 
so zu konzipieren, dass für den mit-
tel- und langfristig prognostizierten 
Bedarf an Datentransferpotenzial 
ausreichend Kapazitäten vorhan-
den sind. Damit kann auch gewähr-
leistet  werden,  dass  die  notwen-
digen  Investitionen  entsprechend 
sinnvoll und nachhaltig sind.
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Schnelles Internet für den Odenwaldkreis!

Breitband in Hessen

(Sw) Der leistungsstarke Zugang 
zum Internet ist ein entscheidender 
Standortfaktor und als solcher von 
großer Bedeutung für die Kommu-
nen. Der Bedarf an immer höheren
Datenübertragungsraten wird nicht
zuletzt durch Dienste wie das Cloud-
Computing  oder  die  Tele-Medizin 
weiter wachsen. 
Kommunen schreiten daher beim 
Auf- und Ausbau leistungsstarker 
Netze teilweise selbst zur Tat. Eine Ei-
geninitiative auf diesem Gebiet kann
sich für eine Stadt vor allem dann 
anbieten, wenn bereits ein kom-
munales Unternehmen besteht, in 
dem das erforderliche Know-how 
vorhanden ist und darüber hinaus-
gehende Synergien erschlossen 
werden können (z. B. Tiefbauarbei-
ten,  vorhandene Infrastrukturen). 
Ebenso  kann eine interkommunale 
Zusammenarbeit in diesem Bereich 
genutzt werden, um Kompetenzen 
und Kräfte zu bündeln und  den  lo-
kalen  Handlungsspielraum zu er-
weitern.    
Im Jahr 2010 hat das Land das 
Projekt „Breitband-in-Hessen“ ge-
startet. Eines der Ziele dieser Initia-
tive ist die flächendeckende Breit-
band-Grundversorgung bis Ende
2011. Dieses Ziel wird nach Anga-
ben des Wirtschaftsministeriums
 erreicht werden. Ein weiterer Hand-
lungsstrang des Projekts zielt da-
rauf, den Auf- und Ausbau eines 
Hochgeschwindigkeitsnetzes Next 
Generation Access (NGA) in Hessen 

bis Ende 2014 zu forcieren. Lang-
fristig geht es vor allem darum, auf 
der Strecke vom Verteiler bis zum 
Hausanschluss die zumeist verleg-
ten Kupferkabel durch Glasfaserlei-
tungen zu ersetzen. Die Strategie für 
den Auf- und Ausbau von Hochge-
schwindigkeitsnetzen (NGA-Strate-
gie) soll auf dem 2. Breitbandgipfel 
am 25. Mai 2011 in Wiesbaden vor-
gestellt und eine Broschüre zu der 
Strategie veröffentlicht werden.  
Begleitend  zur  Breitbandinitiative 
des Landes wurde ein Lenkungs-
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ausschuss unter Vorsitz des Staats-
sekretärs  im  Hessischen  Wirt-
schaftsministerium eingerichtet. Der
Hessische Städtetag ist in dem Len-
kungsausschuss vertreten. 
Im Zusammenhang mit der Breit-
bandinitiative ist bereits im letzten 
Jahr das Hessische Breitband-In-
formationssystem HesBis gestartet. 
HesBis ist ein Planungswerkzeug 
und Tool für das Leerrohrmanage-
ment von Kommunen und Unter-
nehmen sowie ein Informationssys-
tem für Bürger. 

- Anzeige -
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(Sw) Die Vertreter des Umweltaus-
schusses im Hessischen Städtetag 
haben in einem Gespräch Anfang 
Mai Ministerin Puttrich gebeten, im 
Bundesrat gegen den Gesetzes-
entwurf zur Neuordnung des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallrechts zu
stimmen. 

Die  Bundesregierung  hat  am
30.3.2011 den Entwurf eines solchen
Gesetzes  beschlossen.  Damit  soll 
die  EU-Abfallrahmerichtlinie  in
deutsches Recht umgesetzt und die 
Abfallwirtschaft konsequent auf Ab-
fallvermeidung und Recycling aus-
gerichtet werden.

Aus kommunaler Sicht bedeuten ins-
besondere die in dem Entwurf ent-
haltenen Regelungen zur gewerb-
lichen Sammlung eine Verschlechte-

Gesetzentwurf zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallrechts schwächt Position der Kommunen

rung gegenüber der bisherigen Ge-
setzeslage. Zwar sieht der Gesetz-
entwurf vor, dass sich gemeinnützi-
ge  und  gewerbliche  Sammlungen
nicht  auf  gemischte  Abfälle  aus

Umwelt, 
Bau und 
Planung

Foto: HStT

privaten Haushaltungen beziehen 
dürfen. 

Diese Regelung, die zunächst nach 
einer Stärkung der Position der öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger klingt, wird in der Gesetzes-
begründung jedoch eingeschränkt. 
Zudem  soll  es  für  gewerbliche 
Sammlungen,  die  zum  Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes be-
reits durchgeführt wurden und die 
die Funktionsfähigkeit des öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgers 
bislang nicht gefährdet haben, eine 
Art Bestandsschutz geben.  

Eine  ausführlichere  Beschreibung 
finden  Sie  auf  unserer  Internet-
seite  www.hess-staedtetag.de  im
Schwerpunktbereich  Umwelt,  Bau 
und Planung.

(Di) Die Mitglieder der Arbeitsge-
meinschaft  Süd  im  Hessischen 
Städtetag haben Herbert Hunkel zu 
ihrem neuen Vorsitzenden gewählt. 

Mitglieder  in  der  Arbeitsgemein-
schaft sind die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister im Süden Hes-
sens.  Sie  deckt  das  Gebiet  vom 
östlichen Taunus bis zum Main-Kin-
zig-Kreis  und das gesamte Gebiet 
Südhessens einschließlich der Krei-
se Bergstraße und Odenwald ab.

Im  Rahmen  der  Arbeitsgemein-
schaft  Süd  informieren  sich  die 
Verwaltungschefs über aktuelle, für 
die Kommunen wichtige landespo-
litische Themen und tauschen ihre 

Neu-Isenburger Bürgermeister Herbert Hunkel 

zum neuen Vorsitzenden der AG Süd gewählt

Erfahrungen über die Lösung be-
sonderer Problemstellungen in den 
Verwaltungen aus.

Herbert Hunkel ist ein erfahrener 
Verwaltungsmann und Kommunal-
politiker. Seit Sommer 2010 ist der 
Finanzfachmann Bürgermeister der 
Stadt Neu-Isenburg. Zuvor war er 
dort viele Jahre Erster Stadtrat.

Bürgermeister Hunkel folgt in sei-
ner Funktion  als  Vorsitzender der 
AG Süd auf Norbert Leber, der bis 
zu seinem Eintritt in den Ruhestand 
im Januar 2011 Bürgermeister der 
Stadt Griesheim  war  und  die Ar-
beitsgemeinschaft über eineinhalb 
Jahrzehnte geleitet hatte.

Fo
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: N
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rg

Bürgermeister Herbert Hunkel, 
Neu-Isenburg
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„Das Pferd frisst keinen Gurkensalat“ 
– mit diesen hübsch-sinnlosen Wor-
ten eröffnete Phillip Reis im Jahre 
1861 das Zeitalter der Telekommu-
nikation. Im Vergleich dazu nehmen 

sich die Worte, mit denen die Be-
trachter des neuen Internetauftritts 
des Hessischen Städtetages im ver-
gangenen August begrüßt wurden, 
nahezu trivial aus: Ein klassisches 
„Herzlich Willkommen“ eröffnete die 
Seite. Auch wenn das Telefon natür-
lich ein klein wenig bedeutsamer ist, 
stellt der neue Internetauftritt für den 

Das Pferd frisst keinen Gurkensalat – 
der neue Internetauftritt des Hessischen Städtetages

Verband doch eine entscheidende 
Änderung dar. Um die im Internet an-
gebotenen Informationen im vollen 
Umfang nutzen zu können, möchten 
wir Ihnen einige Hinweise geben.

Der Internetauftritt gliedert sich in ei-
nen öffentlichen Bereich und in einen 
nur den Mitgliedern des Hessischen 
Städtetages zugänglichen Bereich. 
Im öffentlichen Bereich bieten wir 
eine Vielzahl von Informationen an. 
Diese reichen von aktuellen Meldun-
gen und Nachrichten über unsere 
Pressemitteilungen bis hin zu den 

gegenüber dem Hessischen Land-
tag abgegebenen Stellungnahmen. 
Dabei berichten die Schwerpunkte 
über aktuelle Themen. Auf der Start-
seite stehen die jeweils aktuellsten 
Meldungen im Mittelpunkt, während 
die Schwerpunkte die Nachrichten 
nach Themen untergliedern. In dieser 
Rubrik können sich etwa alle an fi-
nanz- oder sozialpolitischen Themen 
Interessierten vertieft informieren, 
ohne dass der Lesefluss durch ande-
re Meldungen unterbrochen wird. 

Ergänzend stellen wir mit den Pres-
semitteilungen und den Positionen 
die Verbandsmeinung der Öffentlich-
keit vor. Sie finden an dieser Stelle 
alle Pressemitteilungen sowie die 
Stellungnahmen, die wir gegenüber 
dem Hessischen Landtag abge-
geben haben. Damit haben Sie die 
Verbandsmeinung zu den aktuellen 
Gesetzentwürfen im Blick. Schließ-
lich informieren wir über unser um-
fassendes und preisgünstiges Fort-
bildungsangebot.

Es ist Ihnen bei Lektüre dieses Heftes 
möglicherweise bereits aufgefallen: 
Gelegentlich reißen wir ein Thema 
nur kurz an und verweisen dann auf 
die Internetseite. Dahinter steht der 
Gedanke, Informationen und Inter-
net zu vernetzen. Wir denken, dass 
es den Bedürfnissen unserer Leser 
entspricht, Ihnen kompakte Texte zu 
bieten, die alle wesentlichen Fakten 
enthalten. Allerdings gibt es viele 
Themen, zu denen noch erheblich 
mehr zu sagen ist. In diesem Fall 
stellen wir in unserem Internetauftritt 
zusätzliche Informationen für Sie zur 
Verfügung. Dies kann ein längerer Ar-
tikel, oder eine Hintergrundinforma-
tion oder eine größere Tabelle sein. 
Daher lohnt sich ein Besuch im In-
ternet auch für alle, die bislang Leser 
der Informationen waren.

Aus dem 
Städtetag

Warum frisst das Pferd eigentlich 
keinen Gurkensalat? 
Am 26. Oktober 1861 führte der Friedrichsdorfer Lehrer und Erfinder das von ihm erfundene Telephon 
(aus dem Griechischen: tele = fern, phone = Laut, Ton) im physikalischen Verein in Frankfurt vor. Um 
zu demonstrieren, dass der Apparat tatsächlich die Sprache übermittelt, wählte er für die Vorführung 
zufällige und sinnlose Sätze. So fand die Formulierung „Das Pferd frisst keinen Gurkensalat“ Eingang 
in die Literatur.
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(Kl) Ausführliche Informationen zu
unserem gesamten Fortbildungsan-
gebot finden Sie auf unserer Inter-
netseite  www.hess-staedtetag.de
unter „Fortbildung“ oder Sie wenden
sich  per  E-Mail  an  klinkig@hess-
staedtetag.de.
 
Wirkungsvoll reden und präsentieren
Dipl.-Betriebswirt und Dipl.-Päd.
Leonhard Schmidt, Wiesbaden
Termin: 15. bis 17. August 2011
Ort: Hotel am Stadtpark, Borken
Anmeldeschluss: 12. Juli 2011
Tagungsgebühr: € 360,-- für Mitglieder / 

Seminare des Hessischen Städtetages im 3. Quartal 2011

€ 440,-- für Nichtmitglieder. 
Hotelkosten: € 228,20

Persönliche Arbeitstechniken im 
Chefsekretariat 
Dipl.-Päd. Sabine Keller-Kühn
Termin: 30. August bis 
1. September 2011
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 12. Juli 2011
Tagungsgebühr: € 440,- für Mitglieder / 
€ 530,- für Nichtmitglieder. 
Hotelkosten: € 216,- 

Arbeiten – in Balance
Dipl.-Psych. Karin Berninger, 
Berninger & Partner
Termin: 5. bis 7. September 2011
Ort: Hotel am Stadtpark, Borken
Anmeldeschluss: 25. Juli 2011
Tagungsgebühr: € 360,- für Mitglie-
der / € 440,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 228,20 

Personalführung für Abteilungs-
leiter/innen und Sachgebiets-
leiter/innen
Dipl.-Psych. Karl W. Neuser, Mainz

Termin: 7. bis 9. September 2011
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 1. August 2011
Tagungsgebühr: € 370,-- für Mitglider / 
€ 450,-- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 216,- 

Positive Kommunikation – Kon-
flikte vermeiden am Arbeitsplatz
Ortrud Decker, IZP-NET
Termin: 21. bis 22. September 2011
Ort: Hotel zum Stern, Oberaula
Anmeldeschluss: 15. August 2011
Tagungsgebühr: € 290,- für Mitglieder /
€ 360,- für Nichtmitglieder. 
Hotelkosten: € 122,- 

Leistungsbeschreibung und An-
gebotsbewertung von Bauleis-
tungen
Dipl.-Ök. Jörg Brinkmann, Auftragsbe-
ratungszentrum UB Brinkmann GbR
Termin: 27. bis 28. September 2011
Ort: Hotel am Stadtpark, Borken
Anmeldeschluss: 18. August 2011
Tagungsgebühr: € 280,- für Mitglieder / 
€ 340,- für Nichtmitglieder
Hotelkosten: € 130,30 

Quelle: mapoli-photo, Fotolia
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Bis 2015 investieren wir rund 500 Millionen Euro in erneuerbare Energien wie Wind und Sonne 

sowie in effi ziente Kraft-Wärme-Kopplung. Und übrigens: Einer der größten Produzenten von 

CO2-neutralem Strom in Hessen sind wir bereits heute. Mehr Zukunft: www.mainova.de

Wir stecken unsere 
Energie in die Zukunft.




